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Begrüßung 
Jutta Stratmann, Geschäftsstelle Städtenetz Soziale Stadt NRW 

Frau Stratmann begrüßte die rund 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer i
Namen der Geschäftsstelle des Städtene
zes Soziale Stadt NRW zur vierten Wer
statt im Rahmen der Reihe „Sozialrau
orientierung und ressortübergreifen
Handlungsweisen“. Die Reihe dient ein
Standortbestimmung zum Thema Sozia
raumorientierung mit Blick auf das 20
vom Städtenetz verabschiedeten Posit
onspapier zu diesem Thema: Wo stehe
wir heute und was bedeutet Sozialraum
rientierung für die einzelnen Themen d
Sozialen Stadt? 

Das Thema „Integration“ war imm
schon ein Kernthema der Soziale
Stadt. Es soll aus der Perspektive d
Sozialraumorien tierung erneut aufgegri
fen und vertieft werden: 
■	  Welche Haltung haben wir als Akte

re dem Thema gegenüber? 
■	  Wo müssen Strategien verändert we

den? 
■	  Welche Strukturen unterstützen d

Handlungsfeld? 
■	  Welche Aspekte gilt es, auf überg

ordneter Ebene zu platzieren, u
bessere Rahmenbedingungen für d
lokale Handeln zu schaffen? 

5

t
k

m
d
e
l

0
i

o
e

e

e
f

u

r

a

e

a

5
m

­
­
­
e
r 
­
1 
­

n 
­
r 

r
n
r 
­

­

­

s 

­
m

s 

 
 

 

 
 

 

Impulse für die späteren Diskussionen in 
en Werkstattgruppen gab der von Herrn 
rof. Dr. Bozay gehaltene Vortrag, der die 
iversität von Stadtgesellschaft und die 
iversitätsbewusste Perspektive der Sozi­
len Stadt in den Mittelpunkt stellte. 

d
P
D
d
a

3 



 

 

 

 

  

Einführungsvortrag 

Vielfalt (er)leben! – Diversitätsbewusste 
Perspektiven in der Stadtgesellschaft  

Vert.-Prof. Dr. Kemal Bozay, Fachhochschule Dortmund 

Charta der Vielfalt (2011) 

Prof. Dr. Bozay beleuchtete in seinem I
pulsvortrag die Diversität unserer Stad
gesellschaft sowie der en Auswirkunge
auf die Stadtgesellschaft. In terkulturalit
und die daraus entstehende Vielfalt s
wie die notwendige Auseinandersetzun
mit dieser Vielfalt stellte er in den Mitte
punkt seiner Ausführungen. 

m­
t­
n 
ät 
o­
g 
l­

1. Ausgangslage 

„Vielfalt ist die Würze des Lebens“ 
(Ernst von Wildenbruch; 1845­1909) 
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Vielfalt ist Teil von gesellschaftlic he
Veränderungsprozessen. Die „Chart
der Vielfalt“ zeigt, dass Vielfalt durc
die unterschiedlichen Ressourcen d
Menschen entsteht. Um die jeweilige Pe
sönlichkeit gruppieren sich die „Inner
Dimension“ als zentrale Persönlichkeit
merkmale, die „Äußere Dimension“, di
durch unterschiedliche Kontexte beei
fl usst wird sowie schließlich die „Organ
sationale Dimension“. Diese drei Dime
sionen mit ihren Kategorien führen b

n 
a 
h 

er 
r­
e 

s­
e 

n­
i­

n­
ei 

jedem Menschen zu einem individuellen 
uster. Vielfalt entsteht folglich nicht nur 
rch Migration, sondern ist immer im­

anenter Bestandteil von Persönlichkei­
n, die in einer Gesellschaft zusa mmen­
ben. 

ränderte gesellschaftlic he Rahmen­
dingungen haben längst zu einer 
uralisierung der Stadtgesellschaft g e­
hrt: Pluralisierte Familienformen, 
gend(sub) kulturen, Stadtgesellschaften 
 unterschiedlichen räumlichen und so­
oökonomischen Kontexten, Haushalts­
rmen, Werte­ und Erziehungsmuster 
wie gewandelte Geschlechter­ und Ge­
rationenbeziehungen zeigen, dass Di­
rsität gelebte Normalität ist. Sie spiegelt 

ch im Stadtteil wieder, aber auch in Or­
nisationen, Vereinen, Unternehmen, 

ildungseinrichtungen, … Allerdings 
staltet sich der Umgang mit der (ethni­
hen) Vielfalt in der Gesellschaft sc hwie­
g. Ein harmonisches Miteinander oder 
e Partizipation von verschiedenen ge­
llschaftlic hen Gruppen gelingen nicht 
ne weiteres. 

u

e

M
d
m
t
le

Ve
be
Pl
fü
Ju
in
zi
fo
so
ne
ve
si
ga
B
ge
sc
ri
di
se
oh

Im Migrationskontext erhält Vielfalt zu­
dem eine weitere Bedeutung. Themen 
wie der demografische Wandel, transna­
tionale Wanderungs­ und Fluchtbewe­
gungen, Migration als Ausdruck einer 
globalisierten Welt zeigen eine weitaus 
größere Dynamik von Vielfalt („Migra­
tion ist Motor für gesellschaftliche Ver­
änderungen und Modernisierung“, Paul 
Mecheril, 2010). Durch Vielfalt kann sich 
ein Stadtbild, ein Stadtteil wandeln, was 
letztlich zu einer neuen gesellschaftli­
chen Herausforderung für die Bevölke­
rung führt. Vielfalt bedeutet hier auch 
die Begegnung mit dem „Fremden“ sowie 
unterschiedliche Zugänge zu materiellen, 
ökonomischen und sozialen Ressourcen. 
Die Aufgabe der Sozialen Stadt ist es, mit 
diesen unterschiedlichen Voraussetzun­
gen umzugehen und neue Handlungsop­
tionen und ­wege in der sich wandeln­
den Stadtgesellschaft zu finden. Es geht 
darum, neue Perspektiven zu entwickeln 
und den Menschen in ihren jeweiligen 



Kontexten die Möglichkeit zu geben, v
den vorhandenen Ressourcen zu profi t
ren. („Diversitätsbewusste Perspektive

Über 20 % der Bevölkerung in Deuts
land hatte 2015 einen Migrationshint
grund. Interessant ist dabei die Dyna
der Zahlen hinsichtlich der demog
fisc hen Entwicklung: Von den Kind
unter 5 Jahren haben rund 35 % ein
Migrationshintergrund. Man kann dav
ausgehen, dass in Großstädten kün
jeder zweite Jugendliche in Deutschla
einen Migrationshintergrund besi
Migration gewinnt an Relevanz innerh
der Gesellschaft.  Sie ist ein globales P
nomen mit regionalen und lokalen A
wirkungen, auf die man im Alltag reag
ren muss. 
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Entgegen dem allgemeinen Sprac
gebrauch gibt es keine homoge
„Migrantengruppe“. Menschen 
Migrationshintergrund bringen eben
unterschiedliche Lebensweisen, Welta
schauungen, soziale, kulturelle und po
tische Haltungen und Werte in die Gese
schaft ein wie die deutsc he Bevölkerun
Die Bezeichnung „mit Migrationshinte
grund“ ist daher auch kein aussagefä
ges Diff erenzierungsmerkmal. Das vh
hat erstmals 2009 und dann erneut 20
die Sinus­Milieu®­Studie in Deutschla
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um eine Studie zu „Sinus­Migranten­Mili­
eus® in Deutschland“ ergänzt. Diese zeigt 
entlang der Merkmale „Soziale Lage“ so­
wie „Grundorientierung“ auf, dass es in­
nerhalb der Migranten­Milieus zu einer 
vergleichbaren Diff erenzierung kommt,
wie in den „deutschen Milieus“. 

Die verschiedenen Milieus überlagern
sich teilweise, da nicht immer eine ein­
deutige Klassifizierung mög lich ist. In­
teressant ist insbesondere das „Entwur­
zelte Milieu“ (B3), welches den Wandel 
von der „Ethnischen Tradition“ hin zur 
Gruppe der „Modernisierung“ verdeut­
licht. Das „Traditionelle Arbeitermilieu“ 

 

 

Sinus-Migranten-Milieus® 
(Sinus Markt- und Sozial­
forschung, 2011) 
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(AB3) ist ebenfalls Ausdruck von Vielf
und Veränderung, indem es drei St
fen der Grundorientierung umfasst u
den Übergang von niedriger sozial
Lage in die mittlere soziale Lage abb
det. Dieses differenzierte Bild bestäti
den diversitätsbewussten Blick der So
alen­Stadt­Programmatik. Ihr Ziel ist 
eine heterogene Perspektive auf Mig
tionsprozesse einzunehmen und Vielf
als Ressource einzusetzen. 
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2.  Auswirkungen auf die 
 Stadtgesellschaft 

„Ohne Angst verschieden sein.“ 
(Theodor W. Adorno; 1951) 

Über Diversität in der Sozialen Stadt 
sprechen, bedeutet auch darüber zu spr
chen, wie wir Diversität wahrnehme
Viele Städte sind derzeit dabei, Diver
tätskonzepte zu entwickeln oder hab
diese bereits aufgestellt (u.a. Essen, Köl
Dortmund, Bochum). Ihr Prinzip ist e
den negativen Blick auf die Migration
gesellschaft durch einen ressource
stärken­ und handlungsorientierten Bli
zu ersetzen. Damit gehen die folgend
Punkte einher: 
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■	  normative Haltung und Würdigu
von Unterschiedlichkeiten in ein
Stadtgesellschaft (Stichwort „Amb
guitätstoleranz“ als die Fähigkeit, U
terschiedlichkeiten auszuhalten un
zu akzeptieren) 

■	  Anerkennung von Differenzlinien 
■	  Bekämpfung von Diskriminieru

und Rassismus 
■	  Interkulturelle Öffnung von Stad

strukturen und Institutionen 
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■	 Entwicklung und Förderung einer 
diversitätsbewussten Stadtteilkultur 
(aus dem Stadtteil heraus) 

■	 die Nutzung von verborgenen Res­
sourcen, die sich in den differen­
zierten Situationen befinden / Bür­
gerschaftliches Engagement und 
Vernetzungsarbeit aktivieren 

Letztlich geht es also um drei zentrale 
Prinzipien: 
■	 Die Anerkennung der Unterschied­

lichkeit von Lebensformen (Vielfalt 
als Lebenspraxis) 

■	 Die Anerkennung des gleichen Rechts 
auf Unterschiedlichkeit im Lichte der 
Menschenrechte 

■	 Die Anerkennung des Anspruchs 
auf Gleichheit hinsichtlich der Inan­
spruchnahme von Ressourcen und 
Rechten (Chancengleichheit) 

Damit bildet die Migrationssensibilität 
in der Stadtgesellschaft eine Dachkonst­
ruktion für eine antirassistische Grund­
haltung, für die Auseinandersetzung mit 
(Mehrfach­) Diskriminierungen und die 
Subjektorientierung in der Migrationsdis­
kussion. 

Übertragen auf die diversitätsbewussten 
Konzepte der Sozialen Stadt auf Quartiers­
ebene bedeutet dies 
■	 die Wahrnehmung, Wertschätzung 

und Förderung der bestehenden Viel­
falt von Menschen hinsichtlich ihrer 
kulturellen und familiären Herkunft, 
der Differenzlinien sowie der kultu­
rellen Entfaltung; 

■	 die Einbeziehung ihrer unterschied­
lichen Lebenslagen und biographi­
schen Lebenserfahrungen in der 
Stadtgesellschaft; 

■	 die Schaffung von diversitätssensib­
len Lebensräumen, in denen Begeg­
nung miteinander möglich ist. 

Zum Umgang mit Vielfalt gehört zwangs­
läufig auch die Frage der Chancengleich­
heit, die häufig damit gleichgesetzt wird, 
dass alle dieselben Chancen eröffnet be­
kommen. Dieses Prinzip blendet aller­
dings aus, dass bei gleichen Chancen auch 
die Ausgangsbedingungen  / Ressourcen 
gleich sein müssen. Sobald diese nicht 
gleich sind, muss es um die Herstellung 
von Chancengleichwertigkeit gehen; die 
Menschen müssen je nach Ausgangslage 
unterschiedlich in die Lage versetzt wer­
den, Chancen zu ergreifen und zu nutzen. 
Daher gilt es, bewusst Ungleichheitsde­
batten zu führen: Ungleiches muss un­
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gleich behandelt werden (vgl. Abbildun
auf Seite 10). 

Die Frage, wo jeder einzelne, wo Instit
tionen, Vereine, … zurzeit beim Umgan
mit Vielfalt stehen, lässt sich anhand d
„Stufen­ und Phasenmodells des U
gangs mit migrationsbedingter Divers
tät“ nach M. J. Bennett (1993) bestimme
Es gibt sechs Stufen, die in zwei Phase
unterteilt sind: 

Ab- und ausgrenzende Phasen 
1.	  Leugnen  
2.	  Verteidigen (Vorrechte, Etablierte 

Außenseiter)  
3.	  Herunterspielen / Ignorieren 

Einbeziehende Phasen 
4.	  Akzeptieren (Normatives Respekti

ren von Heterogenität) 
5.	  Anpassen (Strategie Sonderschiene)
6.	  Integrieren (Mainstreaming) 

Kommunen und Institutionen in Deutsc
land sind häufig in der zweiten Phas
anzusiedeln. Das Fehlen von einheitl
chen Konzepten erschwert jedoch ein
vergleichende Einschätzung und dam
eine Standortbestimmung über einzeln
Einrichtungen hinweg. Daher ist es no
wendig, sich die Frage „Wo stehen wi
immer wieder und unter verschiedene
Gesichtspunkten neu zu stellen, um eig
ne Denkmuster zu durchbrechen. 

Hinzu kommt ein Pluralismus der Ident
täten in den Stadtteilen. Identitäten sin
nicht mehr klar einzugrenzen – auffä
lig ist dies vor allem bei Jugendliche
In vielen Stadtteilen haben sich neu
Jugendidentitäten entwickelt, die kein
klare Zugehörigkeit mehr zu bestimmte
Gruppen zulassen. Es entstehen Meh
fachzugehörigkeiten oder „hybride Ide
titäten“. Dies hängt unter anderem m
der sprachlichen Vielfalt zusammen. J
gendliche vereinen oft mehr als nur ein
(Lebens­)welt in sich. Je mehr kulturell
Einflüsse in ein Quartier hineinwirke
desto vielfältigere Ausprägungen entst
hen dadurch. Diese hybriden Migrante
und Jugendgenerationen werden häufi
als „Problemgruppen“ wahrgenomme
Notwendig ist eine objektive Wahrne
mung, um Herausforderungen (u.a. i
Bildungsbereich) zu sehen und die P
tenziale dieser Jugendlichen in den Blic
zu nehmen. Diesem Thema müsste me
Aufmerksamkeit gewidmet werden. 
Auch über diese Gruppe hinaus benöti
die Stadtgesellschaft eine differenzse
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sible Normalität, in der unterschiedliche 
Lebenswirklichkeiten, Mehrfachzugehö­
rigkeiten, transnationale Verbindungen 
und verschiedene Sprachkompetenzen 
wahrgenommen, anerkannt und als Res­
source in die Gestaltung der verschiede­
nen Handlungsfelder der pädagogischen 
Arbeit einbezogen werden. 

3. Vielfalt in der Stadtgesellschaft: 
Praxis und Handlungsmöglich
keiten 

„Wie einer spricht, tanzt, lacht, liest, was 

er liest, was er mag, welche Bekannten 


und Freunde er hat, all das ist eng mitei­

nander verknüpft.“
 

(Pierre Bourdieu; 1930 – 2002)
 

­

Drei Praxisbeispiele sollen das Konzept 
der Diversität operationalisieren. 

1. Stadtgesellschaft 
Viele Städte befassen sich mit Konzepten 
zum Umgang mit Diversität. Es liegen je­
doch bislang keinerlei Erfahrungen aus 
der Umsetzung vor und es ist unklar, in­
wieweit die Akteure und Konzepte der 
Sozialen Stadt Synergieeffekte im Zusam­
menwirken mit den Diversitätskonzep­
ten erzeugen können. Notwendig ist eine 
sozialraumorientierte partizipative und 
ressourcenorientierte Gemeinwesenar­
beit. Auf der Basis von zu entwickelnden 
bedarfsorientierten Konzepten werden 
folgende Leitziele angestrebt: 

■	 Brücken zwischen Migrationsgrup­
pen und den kommunalen Struktu­
ren aufbauen 

■	 Sicherung der gleichberechtigten 
Teilhabe­ und Teilnahmechancen im 
Sozialraum (Anerkennung) 

■	 Kooperationen und Netzwerke stär­
ken 

■	 Nachbarschaftliches Miteinander 
stärken 

■	 Bildungseinrichtungen stärken 
■	 Nachhaltigkeit sichern 

Diversitätskonzepte stehen nicht am 
Ende eines abgeschlossenen Prozesses. 
Sie sind ein erster wichtiger Schritt, be­
stimmte Entwicklungen wahrzunehmen 
und anders zu reflektieren. Sie müssen 
sich im Fluss befinden und für eine fort­
laufende Reflektion mit immer neuen 
Zielgruppen offen sein. 
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2.  Interkulturelle Öffnung der Stad
strukturen 

In diesem Aufgabenfeld geht es um d
Erreichung der folgenden Leitziele: 

■	  Vielfalt und Differenzsensibilität b
achten (Heterogenität statt Homog
nität) 

■	  Interkulturelle Öffnung der städ
schen Verwaltung als top­down­Pr
zess 

■	  Schaffung von Partizipationsräum
für Migrant/innen und ihre Selbsto
ganisationen 

■	  Vielfalt in der lokalen Ökonomie 
■	  Empowerment/Ressourcenorienti

rung 
■	  Mehrfachzugehörigkeiten akzepti

ren 
■	  Wertschätzung der Herkunftsspr

chen 
■	  Verhinderung von Diskriminierung
■	  Förderung von Chancengerechtigke

3.  Partizipation geflüchteter Mensch
in der Stadtgesellschaft 

Diese Aufgabe beinhaltet eine besond
re Dynamik vor allem in Sozialräum
mit hohen Migrantenanteilen. Neb
der Entwicklung einer adressatenspezi
schen Willkommenskultur ist es notwe
dig, auch eine Willkommensbewegu
umzusetzen. Dazu gehören 
■	  Schutz und Raum für Akzeptanz / A

erkennung, 
■	  sprachliche und individuelle Förd

rung, 
■	  kommunale Handlungsmöglichk

ten (Integration vor Ort), 
■	  offensive Aufklärung der Öffentlic

keit, 
■	  Konzipierung von niederschwellig

Angeboten sowie 
■	  Empowerment und bürgerscha

liches Engagement auch durch d
Aktivieren von Vereinen und Verbä
den. 

Weitere Themen sind Bildung und G
sundheit. Die drei genannten Beispie
sind jedoch die Themen, die sich aktu
als neue Aufgaben darstellen und dah
in das Handeln integriert werden sollte

Zu den zentralen Qualitäten integra
ver Diversitätskonzepte gehört unter a
derem eine reflexive Interkulturalit
wie sie der Soziologe Franz Hamburg
definiert (Hamburger, 2009). Demna
handelt es sich nicht um abgeschlosse
Prozesse, sondern um Prozesse, die in i
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mer wiederkehrenden Reflektionen neue 
Erkenntnisse und neue Dynamiken auf­
greifen können. Mark Terkessidis fordert 
dazu einen sozialen Raum, der sich als 
Gestaltungsraum versteht, in dem man 
sich auf Augenhöhe begegnet und ein 
barrierefreier, respektvoller Umgang mit­
einander gelebt wird (Terkessidis, 2010). 
Letztlich geht es um einen pragmatischen 
Umgang mit einer gelebten Vielfalt. 

4. Perspektiven und Herausforde
rungen 

„Echte Reflexion denkt weder über einen 

abstrakten Menschen und über eine 


Welt, sondern über Menschen in ihren 

Beziehungen mit der Welt nach.“
 

(Paolo Freire; 1921­1997)
 

­

Das Konzept der Diversität der Stadtge­
sellschaft ist ein anspruchsvolles, für 
dessen erfolgreiche Umsetzung bestimm­
te Voraussetzungen geschaffen werden 
müssen: 

■	 Bewusstseinsbildung und Schaffung 
einer Kultur der Wertschätzung von 
Vielfalt und Diversität 

■	 Veränderung gesetzlicher und recht­
licher Rahmenbedingungen (z. B. 
Arbeitsmöglichkeiten für geflüchtete 
Menschen zu schaffen; Einsatz von 
Hilfen zur Erziehung für Menschen 
mit ungesichertem Status) 

■	 Entwicklung institutioneller diversi­
tätssensibler Strukturen 

■	 Qualifizierungsmöglichkeiten für 
Lehrkräfte 

■	 Entwicklung diversitätsfördernder 
Maßnahmen und Projekte sowie Be­
reitstellung erforderlicher Ressour­
cen 

Auch wenn diese Punkte nicht unmit­
telbar durch das Handeln in der Sozi­
alen Stadt beeinflusst werden können, 
so muss dennoch aus der Arbeit heraus 
darauf hingewirkt werden, dass sich der 
diversitätsbewusste Ansatz verbreitet und 
Anstöße für die nötigen strukturellen 
Veränderungen entstehen.  Dazu kann 
es gehören, dass Kommunen Ermessens­
spielräume finden, wie sie im Sinne der 
Diversität handeln können. Z.B. bei der 
Beschulung von Kindern, die sich ohne 
Pass in Deutschland aufhalten, dement­
sprechend als illegal gelten.  Zudem ist es 
erforderlich, eine Reflexionskompetenz 
zu entwickeln, die in der Lage ist, die un­
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terschiedlichen Aspekte von Diversit
wahrzunehmen, zu reflektieren und i
Handeln umsetzen zu können. Dazu g
hören 
■	  (Mehrfach­) Zugehörigkeiten (Hybr

de Identitäten), 
■	  Biografie­ und Praxiserfahrungen, 
■	  (Mehrfach­) Diskriminierungen, 
■	  Homogenisierungen und Marginal

sierungen, 
■	  (kulturelle) Zuschreibungen und St

reotypen, 
■	  kulturelle Eigenlogiken (d.  h. durc

welche „Brille“ wird ein Prozess b
trachtet) sowie 

■	  Irritationen der Wahrnehmungen. 

Diese offene Haltung gegenüber einer d
versen Stadtgesellschaft kann (in der S
zialen Stadt) gefördert werden, indem 
■	  Wissen und Erfahrungen über Dive

sität vernetzt und systematisiert we
den, 

■	  gelungene Projekte sichtbar gemac
und dokumentiert werden, 

■	  proaktive Haltungen gegenüber Vie
falt unterstützt werden, 

■	  es einen Austausch zur gelungene
Praxis der diversitätsbewussten A
beit gibt, 

■	  ein integratives Diversitätskonze
für die verschiedenen Handlungsfe
der in der Sozialen Stadt erstellt wir

Aus all dem gilt es, kreative Synergiee
fekte einer gut vernetzten Vielfalt zu g
stalten. 

In der anschließenden kurzen Diskuss
onsrunde wurde ergänzend auf die Al
tagshürden hingewiesen, die sich in de
praktischen Arbeit ergeben. Besonder

ät 
n 
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i­

e­

h 
e­

i­
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weil die beschriebene notwendige Hal­
tung gegenüber einer diversen Gesell­
schaft nicht von allen als notwendig und 
sinnvoll erachtet wird. Im Miteinander, 
in den Einrichtungen und in der Nach­
barschaft gibt es zahlreiche vermeintlich 
religiös­kulturell motivierte Konflikte, 
bei denen differenziert werden muss, 
ob die Ursachen wirklich interkulturelle 
Unterschiede sind, oder ob es lediglich 
um zwischenmenschliche Differenzen 
geht. Umso wichtiger ist es zu vermitteln 
und zu lernen, dass Vielfalt in der Gesell­
schaft Realität ist und Ressourcen mit 
sich bringt, die es zu nutzen gilt. Es geht 
sehr viel um Verstehen und darum, Un­
terschiedlichkeiten auszuhalten. 
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Werkstattgruppe 1 

Interkulturelle Öffnung der V erwaltungen 
Moderation: 

Daniela Noack, Integrationsbeauftr agte der Stadt Ahlen 

Die Werkstatt wurde wie eine Fortbildu
zur interkulturellen Kompetenz durchg
führt. Nach der Einführung in das The
– auch auf der Grundlage des unten abg
bildeten Cartoons – schilderten die Te
nehmenden ihre bisherigen Berührun
punkte mit interkultureller Öffn ung. D
vorgetragenen Erfahrungen wurden na
personeller und struktureller Ebene s
tiert. Erfahrungsgemäß werden hierb
personelle Maßnahmen wie Fortbildun
Fachtagung, Supervisionen etc. häu
stärker betont. Jedoch sind Struktur
mindestens genauso wichtig, damit P
sonen die entsprechenden Rahmenb
dingungen vorfinden, um in terkultur
sensibel wirken zu können. 

ng 
e­

ma 
e­
il­

gs­
ie 

ch 
or­
ei 
g, 

fig 
en 
er­
e­

ell 

Als Beispiel: Ein Angestellter im öff e
lichen Dienst kann ein interkulturell
Kompetenztraining absolvieren. We
diese Person zurück in die Dienstste
kommt und dort z. B. aufgrund fests
hender Abläufe zu wenig Zeit hat, um i
dividuell auf KlientInnen und KundInn
einzugehen, ist die Wirkung der Schulu
begrenzt. Sind dagegen Strukturen in d
Verwaltung vorhanden, kann die Pers
ihre Erfahrungen nutzen und als Multi
likatorIn bei anderen wirken. 

nt­
es 

nn 
lle 
te­
n­
en 
ng 
er 
on 
p­

Übungen 

Vielfalt erlebbar machen. „Gestatte
Müller“.  
Bei der Methode „Gestatten Müller“ wu
den die Teilnehmenden aufgefordert au
zustehen und durch den Raum zu gehe

n 

r­
f­

n. 

Hans Traxler (1976); u. a. 
erschienen in Hans Trax­
ler: "Chancengleichheit"; 
in: Michael Klant (Hrsg.): 
"Schul-Spott: Karika­
turen aus 2.500 Jahren 
Pädagogik"; Fackelträger, 
Hannover 1983, S. 25 

Dabei sollten die anderen Personen mit 
lgenden Begrüßungsformeln begrüßt 
erden: 

erson 1: 
„Gestatten, mein Name ist Müller.“ 

erson 2: 
„Angenehm, mein Name ist Schulz.“ 

arüber hinaus sollten die Personen 
icht miteinander kommunizieren. Nach 
iner ersten Übungsrunde wurden Zettel 
erteilt, die jeweils nur von einer Per­
on eingesehen werden durften.  Diese 
nthielten unterschiedliche Auff orderun­
en wie zum Beispiel: 

	  „Begrüßen Sie nur mit Worten, ohne 
Berührung.“ 

	  „Schütteln Sie Ihrem gegenüber die 
Hand.“ 

	  „Fassen Sie Ihrem gegenüber bei der 
Begrüßung auf die Schulter.“ 

ei der folgenden Begrüßungsrunde ka­
en unterschiedliche Emotionen und 

erhaltensweisen zustande, die anschlie­
end refle ktiert wurden. Das Ergebnis 
eigte, dass bereits kleine Unterschiede 
 der Kommunikation zu Irritationen 
hren. Die Übung zielte darauf, eine ers­
 Sensibilität gegenüber „Fremdheitser­
hrungen“ zu entwickeln und/ oder zu 

efl ektieren. 

mläufe und Vorgänge“ 
ährend die erste Übung auf individu­

lle Sensibilität und Kompetenz abzielt, 
urde mit einer zweiten Übung auf die  

trukturelle Ebene hingewiesen: Die Me­
ode „Umläufe und Vorgänge“ dient der  

rfahrung, dass erhöhte Anforderungen  
ie Achtsamkeit für Individuen verrin­
ern und damit die Fehlerquote erhöhen  
önnen. Angelehnt an die in der Verwal­
ng üblichen „Umlauf­ und Vorgangs­
appen“ stellen sich die Teilnehmenden  
 Kreis auf. Sie werfen sich zunächst ei­

en Ball zu und müssen sich die Reihen­
lge merken. Hatte jeder Teilnehmer  

inmal den Ball, wird der Ball entgegen  
er Reihenfolge zurückgespielt. Dabei  
ind die Teilnehmer höflic h und spre­

fo
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 chen sich beim Abspielen und Fange
des Balls an: 

„Bitteschön der Herr.“
 
–
 

„Dankeschön die Dame.“
 

Sollte es zu Problemen mit der Reihenfo
ge kommen, können andere Personen b
hilflich sein. Es werden mehrere Runde
gespielt; pro Runde wird die Zeit geme
sen. Das Tempo soll immer weiter erhö
werden. Nach einigen Runden werde
zudem weitere Bälle in die Gruppe geg
ben. Außerdem wird von außen „schne
ler“ zugerufen, um den Druck noch 
erhöhen. 

In der Reflexion wurde bemerkt, dass b
zunehmendem Druck die Höflichkeit a
nimmt, dass weniger Achtsamkeit stat
findet und mehr Fehler gemacht werde
Außerdem konzentriert man sich n
noch auf seine eigene Aufgabe. Dies zeig
solange man seine Aufgabe bewältigt b
kommt, ist es möglich, sich auch auf d
restliche Gruppe zu konzentrieren. Wen
die Arbeitsanforderung steigt, wird 
schwierig, das ganze System im Blick 
behalten. Die Parallele zur interkulture
len Arbeit ist: Je unterschiedlicher d
Menschen sind, die auf einen zuko
men, desto achtsamer muss man in d
Kommunikation mit ihnen sein. Das wi
umso anspruchsvoller, je schwieriger d
Rahmenbedingungen sind. 

Anforderungen an interkulturel
Öffnung 

Interkulturelle Orientierung als Haltu
entspricht dem Leitbild der interkult
rellen Öffnung und muss entwickelt un
gelebt werden. 
Interkulturelle Orientierung bedeute
dass Personen und Institutionen ane
kennen, dass es in jeder Gesellschaft u
terschiedliche Gruppen mit unterschie
lichen Interessen gibt, die jeweils eige
Kommunikations­ und Repräsentation
mittel besitzen. Diese Vielfalt kann 
Irritationen führen. Die dadurch entst
henden Schwierigkeiten lassen sich m
dem Kommunikationsmodell von Schu
von Thun vergleichen. 

Menschen sprechen und verstehen a
unterschiedliche Weise. Dies gilt für al
Menschen, insbesondere wenn interku
turelle Missverständnisse und / oder Vo
urteile hinzukommen. Wichtig ist es sic
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für diese Unterschiede zu sensibilisieren 
und diese zu erkennen. Interkulturelle 
Orientierung ist damit eine Haltung, die 
zum einen durch Individuen gelebt wird 
und zum anderen durch die Institution 
getragen werden muss. 

Außerdem ist das Verhältnis von Mehrheit 
und Minderheit immer als ein Machtver­
hältnis zu sehen. Das Wissen über dieses 
Machtverhältnis ist oft nur theoretisch. 
Interkulturelle Kompetenz steigert die 
Akzeptanz für unterschiedliche Machtge­
füge und führt zu passenden Handlungen 
und Kommunikationsverhalten. 

Darüber hinaus bedeutet interkulturelle 
Orientierung, eine Haltung in Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit und Gleichstellung 
einzunehmen. Man tritt ein für Inklusion 

11 

Kommunikationsmodell von Schulz von Thun 
Wenn ich als Mensch etwas von mir gebe, bin ich auf vierfache 
Weise wirksam. Jede meiner Äußerungen enthält, ob ich will oder 
nicht, vier Botschaften gleichzeitig: 

■	  eine Sachinformation (worüber ich informiere) 
■	  eine Selbstkundgabe (was ich von mir zu erkennen gebe) 
■	  einen Beziehungshinweis (was ich von dir halte und wie ich zu 

dir stehe) 
■	  einen Appell (was ich bei dir erreichen möchte) 

Ausgehend von dieser Erkenntnis hat Schulz von Thun 1981 die 
vier Seiten einer Äußerung als Quadrat dargestellt. Die Äußerung 
entstammt dabei den “vier Schnäbeln” des Senders und trifft auf 
die “vier Ohren” des Empfängers. Sowohl Sender als auch Empfän -
ger sind für die Qualität der Kommunikation verantwortlich, wobei 
die unmissverständliche Kommunikation der Idealfall ist und nicht 
die Regel. 



 

– in die Teilsysteme der Gesellschaft – s
wie für Integration und Teilhabe. Als Le
bild führt interkulturelle Orientierung z
Öffnung und muss „gelebt“ werden. 
dem Leitbild sind Oberziele verknüp
die unterschiedliche Dimensionen h
ben. Ziele öffentlicher Institutionen si
Gleichbehandlung und Gerechtigkeit pl
die Anerkennung von Verschiedenhe
Die Ziele von wirtschaftlichen Instituti
nen dagegen sind das Nutzen von Diver
tät, um Produkte zu platzieren, sowie d
eigene Positionierung am Markt. Dies
Nutzen kann auch für öffentliche Instit
tionen brauchbar sein. Das Ökonomisi
ren von sozialer und öffentlicher Arb
ist nur begrenzt fruchtbar. Die Hervo
hebung von ökonomischen Vorteilen i
terkultureller Öffnung kann jedoch e
Weg sein, um die Führungsebene zu e
reichen. 

o­
it­
ur 
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Leitbilder müssen von der Führun
ebene vorgelebt werden. Um Struktur
zu verändern, braucht es einen „T
Down Ansatz“. 
Interkulturelle Öffnung kann und m
sowohl durch Maßnahmen für Person
als auch für Strukturen gefördert werd
Wichtig ist eine entsprechende Führun
verantwortung, damit diese Öffnung T
Down „vorgelebt“ wird. Nur wenn von 
Führungsebene entsprechende Leitbil
vorgegeben sind, können Strukturen u
Rahmenbedingungen verändert werde

Interkulturelle Öffnung ist eine Qu
schnittsaufgabe, die auf die meist
Bereiche der Kommunalverwaltung E
fluss hat. 
Die Aufgaben und Handlungsfelder 

gs­
en 
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uss 
en, 
en. 
gs­
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n. 

er­
en 
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die interkulturelle Öffnung sind nicht nur  
rbeitsfelder der sozialen Arbeit. Es gibt  
nterschiedliche Bereiche, in denen die  

nterkulturelle Öffnung eine wesentliche  
olle spielt. Als Beispiele wurden genannt: 

	  Bürgerservice: für die Weitergabe 
von Informationen und das Überset­
zen von Formularen bzw. Anlagen 

	  Rechtsabteilung: Einsatz von verein­
fachter Sprache kann zu mehr Ver­
ständnis führen 

	  Personalabteilung: Veränderung von 
Ausschreibungen, Einstellungsver­
fahren und Einstellungskriterien 
(s.  u.) 

s bedarf eines Paradigmenwechsels, 
em ein angemessenes Verständnis von 
ielfalt zugrunde liegt und der veraltete 
erangehensweisen verändert. 
iel ist es, von Anpassung und Anglei­
hung zu Anerkennung und Wertschät­
ung zu kommen. Damit würde man weg 
on fragmentierter Ressourcenpolitik 
nd hin zu interkultureller Öffnung als 
anzheitliche Querschnittsaufgabe ge­
en. Somit sind Ressourcen besser zu 
ündeln und einzusetzen. 

ommunale Verwaltungen können ihre 
tellenausschreibungen „migrations
ensibler“ veröffentlichen und Bewer
ungsverfahren chancengerechter ge
talten. 
ei Ausschreibungen für Stellen im öf­

entlichen Dienst können Menschen mit 
igrationshintergrund deutlich ange­

prochen werden. Dies könnte durch 
ormulierungen wie beispielsweise: „Be­
erbungen von Menschen mit Migra­

ionshintergrund gewünscht“ oder die 
orderung bestimmter Fremdsprachen­
enntnisse (nicht unbedingt Französisch, 
nglisch oder Spanisch) realisiert wer­
en. Dies wäre eine Maßnahme, um den 
angelnden Bewerbungen von Personen 
it Migrationshintergrund entgegen zu 
irken. Zusätzlich zu den veränderten 
usschreibungen können die Bewer­

ungskriterien der Kommunen verän­
ert werden, sodass diese der Tätigkeit 
ntsprechen, bzw. die für die Tätigkeit 
gf. wichtigen Kompetenzen von Perso­
en mit Migrationshintergrund (wie z.  B. 
ehrsprachigkeit) hervorheben. 

instellungstests könnten verändert wer­
en, um bestimmte Fähigkeiten gerechter 
u überprüfen. Als Beispiel wurde eine 
ufgabe beschrieben, in der das Merkver­
ögen von Namen getestet wurde. Dabei 
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wurden ausschließlich deutsche Name
abgefragt (Maier, Müller, Schulz). D
Gedanke, dass deutsche Muttersprachl
hier im Vorteil sind, liegt nahe. Auße
dem wurde die Gewichtung des Dikta
kritisiert. Zwar sind Einstellungstests n
schwer zu modifizieren, aber es beste
die Möglichkeit, Schüler von Berufssch
len auf die Tests der kommunalen Verwa
tungen vorzubereiten. Man kann gezie
die Schüler anwerben und darüber info
mieren, was in den Tests abverlangt un
erwartet wird. Eine Studie zeigt darüb
hinaus: Anonymisierte Bewerbungsve
fahren führen zu weniger Ausgrenzun
In dieser Hinsicht liegt Deutschland i
internationalen Vergleich deutlich z
rück. 

Die „Sichtbarmachung“ vom Mehrwe
der interkulturellen Öffnung schafft di
nötigen Strukturen 
Das Herausarbeiten von Vorteilen der i
terkulturellen Öffnung führt zu bessere
Strukturen. Es muss dahingehend arg
mentiert werden, dass interkulturell
Teams bessere Arbeitsergebnisse erzi
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ur 
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len können als kulturell homogene. Um 
komplexer werdende Sachverhalte ange­
messen zu verstehen und zu bearbeiten, 
bedarf es einer breiten Aufstellung von 
Arbeitskräften. 
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Werkstattgruppe 2 

Stadtteilkultur, Nachbarschaften und 
Beteiligungsmethoden 

Moderation: Ricarda Fischer, 
Amt für Stadterneuerung und Bodenmanagement, Stadt Essen 

Zum Einstieg machte die Moderatori
deutlich: Bewohnerbeteiligung kann a
vielen verschiedenen Ebenen stattfinde
Ziele und Rahmen von Beteiligungsma
nahmen sollten im Vorhinein klar sei
und realistisch gesteckt werden. Geht e
um Kontaktaufnahme, reine Informatio
oder wird Mitarbeit gefordert? Geht es u
Beteiligung kleiner oder großer Gruppen
Welche Gruppe soll beteiligt werden? Wa
ist Ziel der Beteiligungsmaßnahme? 

n 
uf 
n. 
ß­
n 
s 
n 

m 
? 
s 

Diese Fragen sollten Akteure sich ste
len, um passende Formen und Meth
den entwickeln zu können. Dabei geht 
nicht vorrangig darum, die innovativste
Methoden einzusetzen oder die umfan
reichsten Ergebnisse zu erzielen ­ das i
oft auch gar nicht möglich. Beteiligu
schafft immer auch Begegnung zwische
Menschen und führt zu Kontakten zw
schen unterschiedlichen Gruppen, d
andernfalls vielleicht nicht in Konta
kommen würden. Das ist häufig schon ei
großer Erfolg und Grundlage für funkti
nierende Nachbarschaften, eine lebendi
Stadtteilkultur und weitere Zusammena

l­
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ng 
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beit. Denn Beteiligung ist kein abgeschlos­
enes Ereignis, sondern ein sich verän­
ernder und andauernder Prozess. 

ielgruppen – Um wen geht es? Und 
en kann man erreichen? 

ie Bürgerschaft eines Stadtteils ist nie­
als eine homogene Gruppe. Allgemein­

ültige Aussagen zu verschiedenen Ziel­
ruppen lassen sich daher nur schwer  
reffen. Es geht also darum, einzelne In­
ividuen zu erreichen, die eigene Inter­
ssen, Probleme und Lebensläufe haben.  
abei gilt es zum Beispiel das Alter, den  
ildungs­ oder den Kulturhintergrund zu  
eachten. Die Erwartungen an einen Be­

eiligungsprozess sollten nicht zu hoch ge­
etzt werden – alle Bürgerinnen und Bür­
er für bestimmte Angebote zu gewinnen,  
st nicht möglich. Gelungene Beteiligung  
on kleinen Gruppen ist bereits ein großer  
rfolg, schafft Vertrauen und eine Grund­

age für eine weitere Zusammenarbeit.  

n der Diskussion wurde allerdings deut­
ich, dass viele der Teilnehmerinnen und 
eilnehmer ähnliche Erfahrungen mit 
wei verschiedenen „Typen“ in den Stadt­
eilen gemacht haben: 

ie „Über-Beteiligten“ 
ies sind Bürgerinnen und Bürger, die 
ut erreicht werden können und sehr vie­
e Möglichkeiten der Beteiligung wahr­
ehmen. Häufig sind diese sehr enga­
iert, meinungs­ und willensstark. Dieses 
ngagement sollte einerseits gestärkt und 
enutzt werden. Gleichzeitig ist es jedoch 
ichtig, darauf zu achten, dass andere 
ruppen neben den „Über­Beteiligten“ 
icht verloren gehen. Meinungs­ und Wil­

ensstärke kann auch einschüchternd auf 
ndere Charaktere wirken und diese aus 
em Prozess verdrängen. 

ie „Nicht-Erreichbaren“ 
ies sind Bürgerinnen und Bürger, die 

rotz verschiedenster Methoden und Stra­
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tegien nur kaum erreicht werden kö
nen. Häufig haben sie bereits Ausgre
zung und Diskriminierung erfahren u
fassen nur schwer Vertrauen. Betroff
sind hier besonders Migrantinnen u
Migranten, in den letzten Jahren v
stärkt EU­Neuzuwanderer und Mensch
mit Fluchterfahrungen. Das Vertrau
sollte hier im Prozess schrittweise u
nachhaltig aufgebaut werden. Es m
deutlich gemacht werden, dass nicht 
geneinander, sondern miteinander ge
beitet werden soll. 

Diese Bedingungen machen deutli
dass es den einen richtigen Zugang, 
eine richtige Methode, die eine richti
Strategie nicht gibt. Vielfalt im Stadtt
bedingt auch Vielfalt an Zugängen, 
thoden und Strategien. Vorhandene Or
nisationen, Strukturen und Multiplika
ren, wie Migrantenselbstorganisation
sollten genutzt werden. Einzelansprac
– wenn auch aufwändig ­ ist notwend
um schwer greifbare Personen zu err
chen. 
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Akteure und Strukturen – Das „Wie
„Wer“ und „Wo“ 

“,

Die internen Strukturen und Türöffne
suchen. 
Das Erreichen der beteiligten Akteur
setzt voraus, die Zielgruppen und Struktu
ren im Stadtteil zu kennen. Dazu gehöre
auch informelle Orte und Multiplikatore
im Stadtteil, wie zum Beispiel das Café a
der Ecke oder der Friseur. An diesen Or
ten findet viel Austausch statt. Die Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter haben häufi
eine wichtige Funktion im Stadtteil un

r

 

 

e 
­

n 
n 
n 
­
­
g 
d 

wissen, wer die richtigen Ansprechpart­
erinnen und Ansprechpartner mit gro­
er Reichweite sind. Gerade bei schwierig 
u erreichenden Gruppen ist es wichtig, 
iese Multiplikatoren zu erreichen. 

laubwürdig auftreten. 
uch das eigene Auftreten ist entschei­
end. Ein großer Vorteil kann die Spra­
he sein. Migrantinnen und Migranten 
assen häufig schneller Vertrauen zu je­

andem der ihre Muttersprache spricht. 
inige Ängste, Hemmungen oder mög­

iche Missverständnisse können sich so 
rübrigen. Am wichtigsten ist aber Prä­
enz, Standing und Durchsetzungsvermö­
en. Wer in seiner Funktion im Stadtteil 
ekannt ist, ein offenes Ohr hat und die 
ichtigen Leute kennt, wird diese Rolle 
uch behaupten und eine Vertrauensba­
is aufbauen können. 

Wie macht ihr das eigentlich?“ 
eteiligung von Bewohnerschaft ist im­
er individuell und von Veränderung 

eprägt. Austausch sollte deshalb nicht 
ur auf der Stadtteilebene stattfinden. 
berregionaler Austausch hilft, sich An­

egungen für angepasste Methoden und 
trategien zu holen, um auf strukturelle 
eränderungen oder neue Situationen re­
gieren zu können. 

ethoden und Strategien 

er erste entscheidende Schritt für eine 
usammenarbeit mit den Bürgern ist es, 
iese zu erreichen und zu informieren. 
m zweiten Schritt kann es darum ge­
en, sie zu aktivieren und zum Beispiel 
edarfe zu erfragen. Weitergehende Zie­
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le können Schaffung von Verantwortu
und Stärkung des Nachbarschafts­ u
Stadtteillebens sein. Über die klassisch
Methoden, wie Bürgerversammlunge
Befragungen oder Stadtteilfeste hina
sind hier Kreativität und Gespür für d
relevanten Zielgruppen gefragt. 

Strategie: Geht es um Beteiligung an d
Stadtteilarbeit oder um Kennenlern
durch Beteiligung? 
Es ist zu klären, worum es geht. Betei
gung kann der Hauptzweck, aber au
ein Mittel zum Zweck sein. Häufig ge
es darum aufzuklären, dass Soziale A
beit ein Interesse daran hat Mensch
zu beteiligen und dass die individuell
Stimmen dadurch Wirksamkeit erla
gen können. Primäres Ziel wäre es dan
durch attraktive Angebote die Zielgrup
zu erreichen und einen niedrigschw
ligen Einstieg in die Gruppe zu finde
Weitere Effekte können sich dann dara
aufbauend entwickeln. Die Beteiligu
von Kindern bietet häufig gute Möglic
keiten, ersten Kontakt zu den Eltern he
zustellen. Hier ist es wichtig interessan
und altersgerechte Angebote anzubiete
In Essen­Katernberg wurde beispielsw
se eine „Spieletonne“ aufgestellt, dur
die Kinder aus anliegenden Häuserbloc
erreicht werden konnten. Über die Ki
der sind dann Kontakte zu den Eltern e
standen. In Siegen konnten Jugendlic
durch ein kleines Festival erreicht we
den. Es wurden lokale Bands eingelade
die an einem Abend im Stadtteil aufgetr
ten sind. Nebenbei wurden die Jugend
chen hier befragt. 

ng 
nd 
en 
n, 
us 
ie 

er 
en 

li­
ch 
ht 
r­

en 
en 
n­
n, 
pe 
el­
n. 
uf 
ng 
h­
r­
te 
n. 
ei­
ch 
ks 
n­

nt­
he 
r­
n, 
e­
li­

Befragungen: Bedürfnisse erfragen. 
Mitgestaltung anbieten. 
Durch Befragungen können große Teile 
der Bevölkerung erreicht und Handlungs­
bedarfe im Stadtteil abgeleitet werden. 
Dabei ist es wichtig klare Fragen zu for­
mulieren, die auch Eigenverantwortung 
der Bewohnerinnen und Bewohner ein­
fordern und keine persönlichen Wunsch­
listen hervorbringen. So zum Beispiel 
„Was braucht der Stadtteil / das Quartier 
und wie könnten Sie sich einbringen, 
um dieses Ziel zu erreichen?“ So findet 
gleichzeitig eine Aktivierung der Bevöl­
kerung statt. Neben Einzelpersonen kön­
nen auch Vereine und Organisationen be­
fragt werden, um vorhandene Potentiale 
zu erfassen und zu nutzen. Dabei ist zu 
bedenken, das geschaffene Verantwort­
lichkeiten immer wieder verloren gehen 
können. Veränderung und Auflösung von 
Bevölkerungsstrukturen und Verbind­
lichkeiten sind ein natürlicher Prozess 
und völlig in Ordnung. 

Versammlungen: Schaffen Transparenz 
durch Information. 
Bürgerversammlungen eignen sich gut, 
um die Bevölkerung zu informieren und 
Ergebnisse zu präsentieren. Gerade bei 
umfangreichen Baumaßnahmen vergeht 
häufig viel Zeit, bis sichtbare Ergebnisse 
erkennbar sind. Regelmäßige Informati­
on ist hier wichtig, um Frustrationen zu 
vermeiden. Auch die nicht umsetzbaren 
Ideen und Maßnahmen aus der Bevöl­
kerung sollten aus diesem Grund offen 
kommuniziert werden. Das schafft eine 
höhere Akzeptanz und Verständnis. Zu 
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beachten ist, dass durch Bürgerversam
lungen zumeist der aktive, interessier
und meinungsstarke Teil der Bevölkeru
erreicht wird. 

Feste: Wichtig für den inneren Zusa
menhalt 
Stadtteilfeste stärken das Zusamme
leben. Die Bevölkerung kann aktiv i
die Vorbereitung und Durchführu
eingebunden werden und präsentie
so gemeinsam „ihren“ Stadtteil in alle
unterschiedlichen Facetten. Durch d
Zusammenarbeit der unterschiedliche
Personen entstehen viele nachbarscha
liche Kontakte. Dadurch können Vorb
halte und Vorurteile unterschiedlich
Bevölkerungsgruppen untereinand
abgebaut werden. Gerade zwischen ko
fliktbehafteten Bevölkerungsgruppen i
es wichtig Kontakt herzustellen, dam
Nachbarschaften entstehen und gemei
same Regelungen gefunden werden kö
nen. 

Ressourcen 

Aufbau von Vertrauen versus Fluktuat
on. 
Besonders in benachteiligten Stadtte
len ist die Bewohnerfluktuation häu
hoch und die vorhandenen Rahmenb
dingungen unterliegen einem ständige
Wandel. Die Umsetzungszeiträume vo
der Planung bis zur Fertigstellung ein
Maßnahme können dagegen sehr la
sein. Die Bewohnerstruktur sowie pote
tielle Nutzergruppen, die an der Planu
beteiligt waren, haben sich bei der ta
sächlichen Umsetzung und Fertigstellu
vielleicht bereits verändert. Zusätzlic
Ressourcen sind notwendig, um die B
wohnerschaft auch über die Planung
phasen hinaus einbinden zu können. 

Kleinteilige, einfache Maßnahmen ve
sus komplizierte Antragsverfahren 
Das Wissen über die Finanzierbarkeit vo
Maßnahmen zur direkten und indirekte
Beteiligung ist bei den Menschen, die B
teiligungsmaßnahmen konzipieren, o
nur lückenhaft vorhanden. Die Vielfa
an ergänzenden Förderprogrammen f
soziale Maßnahmen machen das Fe
für viele undurchsichtig. Die Diskussio
zeigt: Die Förderlandschaft ist so vielfä
tig, dass den Praktikern nicht alle Förde
möglichkeiten bekannt sind. 

m­
te 

ng 

m

n­
n 

ng 
rt 
n 
ie 
n 

ft­
e­
er 
er
n­
st 
it 

n­
n­

i

i­
fig 
e­
n 
n 

er 
ng 
n­
ng 

t­
ng 
he 
e­
s­

r

n 
n 
e­
ft  
lt 

ür 
ld 
n 
l­
r­

­

 

­

­

Kurze Antragszeiträume versus länger 
dauernder Projektplanungszeiträume 
Die ständige Suche nach passenden För­
derprogrammen schafft einen hohen 
Arbeitsaufwand über die eigentliche Pro­
jektkonzeption hinaus, liefert dabei aber 
kaum verlässliche Strukturen. Soziale 
Maßnahmen sind oft nur dann finanzier­
bar, wenn es gerade ein passendes För­
derprogramm gibt. Häufig ist es so, dass 
die Förderungen für einzelne Projekte 
nach der Etablierung wieder auslaufen. 
Darüber hinaus können bewilligte För­
deranträge aufgrund von fehlenden per­
sonellen Ressourcen oft nicht bearbeitet 
werden. 
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Werkstattgruppe 3 

Anforderungen an die 
Bildungseinrichtungen vor Ort 

Moderation: Uwe Gerwin, 
Referatsleiter Zuwanderung und Integration, Stadt Gelsenkirchen 

Zur Situation in Gelsenkirchen 

Grundschulen in Gelsenkirchen hab
durchschnittlich einen Migrantenant
von 62  %, in der Sekundarstufe I liegt 
bei 56  %. Im Stadtgebiet gibt es ein de
liches Nord­Süd­Gefälle: in den nördli
gelegenen Stadtteilen ist der Anteil de
lich geringer, im Süden gibt es Schule
an denen über 90  % der Schüler ein
Migrationshintergrund haben. 
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Seit dem Jahr 2013 hat Gelsenkirchen 
Bevölkerung hinzugewonnen. Ca. 2.6
Schüler besuchen aktuell internation
le Förderklassen. Die Kernaufgabe v
Grundschulen, die Schüler auf die w
terführende Schule vorzubereiten, wi
immer häufiger nicht oder nur unzur
chend erfüllt. 

Dies liegt u.  a. daran, dass viele Lehr
stellen nicht oder erst nach längerer Z
besetzt werden können. Lehrer scheu
teilweise aufgrund der angesprochen
Probleme davor zurück, in Gelsenkirch
zu unterrichten. Als Anreiz für eine B
werbung auf eine Lehrerstelle würde e
späterer Wechsel auf eine andere Schu
an einem anderen Standort (z.  B. Mü
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ter) von der Bezirksregierung in Aussicht 
gestellt. 

Zielgruppen 

Kinder mit Migrationshintergrund aus 
prekären Verhältnissen 
Da es in Deutschland keine Kindergar­
tenpflicht gibt, gehen Kinder aus den EU­
II­Staaten seltener in den Kindergarten 
und kommen anschließend häufig ohne 
deutsche Sprachkenntnisse in die Grund­
schule, was die Bildungsteilhabe deutlich 
erschwert. Gerade die Kinder, die eine För­
derung bräuchten, besuchen erst spät eine 
Tageseinrichtung oder gar nicht. Zudem 
wird von teilweise heftigem Widerstand 
und Protesten durch Eltern deutscher Schü­
ler gegen die Aufnahme dieser Schüler in 
Regelklassen berichtet, da Befürchtungen 
bestehen, dass der Lernerfolg deutscher 
Kinder durch die Anwesenheit südosteuro­
päischer Kinder gemindert wird. 

Kriterium Migrationshintergrund: Doch 
aussagefähig – mit Blick auf die nötigen 
Ressourcen! 
Auf die gesamte Gruppe gesehen, ist der 
Grad der Bildungsteilhabe von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshinter­
grund geringer als bei Kindern und Ju­
gendlichen ohne Migrationshintergrund. 
So schaffen Schüler mit Migrationshinter­
grund deutlich seltener den Übergang auf 
das Gymnasium, häufig erhalten sie eine 
Empfehlung für die Haupt­ oder Gesamt­
schule. Die Schulabschlüsse von Jugend­
lichen mit Migrationshintergrund weisen 
im Durchschnitt einen niedrigeren No­
tenschnitt auf als bei Jugendlichen ohne 
Migrationshintergrund. Die Situation ver­
schärft sich durch die Neuzuwanderung 
von Menschen aus den EU­II­Staaten Bul­
garien und Rumänien sowie von Flücht­
lingen vor allem aus Syrien und dem Irak. 
Diese Kinder müssten sehr viel intensiver 
in der schulischen Entwicklung begleitet 
werden, als es die gegenwärtigen Res­
sourcen der Schulen erlauben. 
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Inklusion in Klassen mit hohem Migr
tenanteil? 
Integration von körperlich oder geis
behinderten Kindern und Jugendlich
stellt in NRW  ebenfalls eine Herausf
derung dar, da an den Schulen teilwe
qualifiziertes Personal sowie tragfähi
Konzepte fehlen. Die Bereitschaft zur 
tegration dieser Kinder und Jugendlich
wird durch die Neuzuwanderung 
letzten Jahre zudem negativ beeinflus
In Grundschulen gelingt die Integrati
besser. Behinderte und nicht­behinde
Kinder lernen unproblematisch geme
sam. Die Diskussion in der Arbeitsgrup
beschränkte sich aufgrund der Them
stellung in der Folge auf den Aspekt 
Integration von Kindern und Jugen
chen mit Migrationshintergrund. 

an

tig 
en 
or­
ise 
ge 

In­
en 

der
st. 
on 
rte 
in­
pe 

en­
der 
dli­

 

­

Akteure und Strukturen 

Neue Herausforderungen durch (
muts-) Zuwanderung 
Die Zuwanderung der letzten Jahre bri
für Kommunen neue Herausforderu
gen mit sich. Insbesondere die Zuwa
derung aus den EU­II­Staaten ist unt
Bildungsgesichtspunkten gesehen p
blematisch, da der bildungskulture
Hintergrund dieser Menschen anders 
als in Deutschland allgemein üblich. Vi
fach werden sie als junge Menschen na
Deutschland geschickt, um Geld zu v
dienen. Da der klassische Bildungsw
einige Jahre in Anspruch nimmt, werd
auf dem Arbeitsmarkt Arbeitsplätze f
Niedrigqualifizierte gesucht. Da diese 
doch begrenzt sind, herrscht oftmals g
ße Konkurrenz mit anderen Gruppen u
die vorhandenen Arbeitsplätze. 

Probleme im Kindergartenbereich 
Einigkeit herrschte darüber, dass sich I
tegration am besten erreichen ließe, we
diese bereits bei Kindern im Kinderg
tenalter beginnt. Aufgrund der nicht v
handenen Kindergartenpflicht lässt si
dies jedoch nicht immer umsetzen. 
gibt es auch nicht ausreichend Plätze 
den Einrichtungen. In den vielen Kind
gärten fehlt es zudem an Konzepten u
Knowhow, wie (sprachliche) Integrati
für Zuwandererkinder gelingen kann.  
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Methoden und Strategien 

Lösung: Sprachschulen? 
Aufgrund der hohen Zahl an Kindern 
Migrationshintergrund entstehen stelle

mit 
n­

weise Überlegungen, als Dependancen 
Sprachschulen in aktuell leerstehenden 
Schulgebäuden zu eröffnen. Dies wird je­
doch von vielen als Gegenteil von Integ­
ration und somit nicht als Lösung für die 
aktuellen Probleme betrachtet. Dennoch 
scheint es in vielen Kommunen momen­
tan keine andere Idee zu geben, wie man 
die Teilhabe von zugewanderten Kindern 
und Jugendlichen am Schulunterricht ge­
währleisten kann. 

Offener Ganztag als Chance 
Die Verlängerung des Schultags auf acht 
Zeitstunden bietet eine große Chance zur 
Integration zugewanderter Schülerinnen 
und Schüler. Durch Schulsozialarbeiter 
sowie die Zusammenarbeit mit stärkeren 
Schülern kann es gelingen, schwächere 
Schüler zu fördern. Nötig ist ein Kon­
zept, wie man den Acht­Stunden­Tag für 
die Kinder sinnvoll gestalten kann. Dazu 
gehören die Installation von Schulsozial­
arbeitern, die begleitend an der Schule 
aktiv sind sowie die Möglichkeit der Be­
schäftigung auch nach Unterrichtsende 
(Sport, Musik). 

Grenzen von „Sozialer Stadt“: Lehrer 
müssen besser ausgebildet werden 
Als entscheidend für den Lehrerfolg wird 
die Lehrperson angesehen. Ein Großteil 
der Lehrer ist nicht in der Lage, Deutsch 
als Zweit­ und Fremdsprache zu unter­
richten, obwohl die Ausbildungsmöglich­
keiten hierfür an den Universitäten beste­
hen. Allerdings bestand für den Großteil 
der aktuell an den Schulen angestellten 
Lehrer während der Ausbildung kein An­
lass, sich diese Fähigkeit anzueignen. An 
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dieser Stelle ergibt sich ein Ansatzpunk
den Bildungserfolg von Kindern m
Migrationshintergrund in den komme
den Jahren verbessern. Allerdings hat d
Programm „Soziale Stadt“ hier keinen d
rekten Einfluss. 

Potenziale der „Sozialen Stadt“: Me
schen zusammenbringen und Partizip
tion ermöglichen 
Das Städtebauförderungsprogramm „S
ziale Stadt“ kann dabei helfen, für Cha
cengerechtigkeit in der Bildung zu so
gen. Ein wichtiger Aspekt dabei ist, d
Menschen, die in einem Quartier lebe
zusammenzubringen und Partizipatio
zu ermöglichen. Mit den Instrumente
von „Soziale Stadt“ kann die soziale I
frastruktur verändert werden, statt ein
„Bildungsdschungels“ kann eine „Bi
dungsautobahn“ entstehen. So könne
beispielsweise an Schulen Möglichkeite
der Begegnung geschaffen werden. D
Schule dient dann als Stadtteilzentru
und kann auch Aufgaben der nonfo
malen Bildung übernehmen, die früh
durch die Familien geleistet wurden. 
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Ein wirksames Instrument ist der Verf
gungsfonds, über den von Bewohne
getragene Projekte (Hausaufgabenhil
Tanz­ und Musikangebote) finanziert u
im Quartier etabliert werden können. 
große Stärke wird das Grundprinzip d
Sicht auf den Lebensraum der Mensch
in der „Sozialen Stadt“ angesehen. 
Quartiersperspektive ermöglicht es, kl
ne Lösungen für die hier lebenden Me
schen auf den Weg zu bringen. Hier
braucht es ein gut vernetztes Quartie
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management, das bereit ist, neue Kon­
zepte im Quartier zu initiieren. 

Ressourcen 

Zusätzliche Hürden bei der Förderung 
sozialintegrativer Maßnahmen abbauen 
Die Städte befinden sich in einem Dilem­
ma. Das Programm „Soziale Stadt“ selbst 
sieht kaum Mittel für soziale Maßnah­
men vor. In der Konsequenz müssen des­
halb Mittel über weitere, zum Teil an das 
Programm gekoppelte Förderprogramme 
akquiriert werden. Diese ständige Suche 
nach anderen Förderprogrammen und 
die mehrfache Antragstellung schaffen ei­
nen hohen zusätzlichen Arbeitsaufwand, 
liefern dabei aber kaum verlässliche 
Strukturen. Wenn sich die angedockten 
Projekte etabliert haben, ist die Förde­
rung häufig schon wieder ausgelaufen. 
Zudem können bewilligte Förderanträge 
für notwendige Maßnahmen aufgrund 
fehlender personeller Ressourcen teil­
weise nicht bearbeitet werden. 

Zentrale Forderungen 

Personalmangel zum Förderthema ma­
chen? 
Die „Soziale Stadt“ ist ein Städtebauför­
derungsprogramm, d. h. rund 2/3 der 
Gelder werden in Baumaßnahmen in­
vestiert. Problematisch wird dies in den 
vielen Kommunen, die sich in der Haus­
haltssicherung befinden. Hier scheitern 
Bauprojekte häufig daran, dass durch 
Einstellungsstopps zu wenig Personal in 
den Bauabteilungen vorhanden ist, um 
alle Maßnahmen auch in der vorhan­
denen Zeit durchzuführen. Darum wird 
gefordert, einen gewissen Anteil der 
Fördergelder für Personalkosten bereit­
zustellen. Die Durchführung der Baupro­
jekte könnte dann über die Beauftragung 
privater Büros gelingen. 

Von Integration zur Diversität 
Wichtig scheint es, den Integrationsbe­
griff mit dem Begriff „Diversität“ weiter 
zu fassen, um die Menschen in ihrer Ver­
schiedenheit annehmen und zusammen­
bringen zu können. Wenn es gelingt, die 
Diversität im Quartier zu stärken und die 
Menschen trotz ihrer Unterschiedlichkeit 
miteinander zu vernetzen, wäre dies ein 
Gewinn für alle Menschen im Quartier. 
Dazu ist es notwendig, die Instrumente 
des Programms „Soziale Stadt“ zu nutzen 
und den Menschen Möglichkeiten zu ge­
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 ben, miteinander in Kontakt zu kommen. 
Dadurch, dass die Menschen sich einbrin­
gen können und merken, dass ihre Mei­
nung wahr­ und ernstgenommen wird, 
kann man Lust auf das Leben im Quartier 
wecken. Hierzu kann die Erstellung von 
Diversitätskonzepten einen wichtigen 
Beitrag liefern. 

Diversität braucht Infrastruktur 
Städte haben mit den Mitteln der „Sozi­
alen Stadt“ die geeigneten Instrumente, 
um Teilhabe und Partizipation in einem 
Quartier zu ermöglichen und die ver­
schiedenen Gruppen miteinander zu ver­
netzen. Dazu ist es wichtig, die soziale In­
frastruktur im Quartier zu verändern und 
zum Beispiel an Schulen Räume zu schaf­
fen, in denen Eltern­ und Familienarbeit 
stattfinden kann. Durch die Schaffung 
von Stadtteilzentren an Schulen kann es 
gelingen, die Menschen zusammen zu 
bringen und Integration im Quartier zu 
ermöglichen. 

Best practice Beispiel: 
Bildungsverbund Schalke 
Der Bildungsverbund Schalke ist 
ein Zusammenschluss von ca. 50 
Bildungseinrichtungen wie Kitas, 
Schulen, Vereinen und weiteren 
Einrichtungen des Stadtteils. Ziel 
des Verbunds ist es, die Chancenge­
rechtigkeit im Bereich der Bildung 
für die Bewohnerschaft des Stadt­
teils zu erhöhen. Zu den zentralen 
Anliegen gehören die Verbesserung 
des Übergangs von der Kita in die 
Grundschule, die Entwicklung pas­
sender Angebote für Jugendliche 
sowie die Einrichtung besonderer 
Sport­ und Bewegungsangebote. Der 
Bildungsverbund versucht, die Men­
schen miteinander zu vernetzen und 
somit die Integration zu erleichtern. 
Dieser Bildungsverbund ist relativ 
erfolgreich, gerät jedoch vor dem 
Hintergrund der Arbeitsbelastung in 
den sozialen Einrichtungen allmäh­
lich an die Kapazitätsgrenze. 

Weitere Informationen zum 
Bildungsverbund unter www. 
gel s e n k i rch e n .d e/d e/ b i l du n g /  
projekte_und_foerderungen/bil­
dungsverbund_schalke/ 
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Werkstattgruppe 4 

"Im Prinzip ist keiner anders." 
– Gesundheit und Prävention 

Moderation und Input: Thomas Schwarzer, Stellv. Referatsleiter im Referat 
Migration der Stadt Bottrop und Kommunales Integrationszentrum 

Das Beispiel Bottrop – Vom Interk
turellen Gesamtkonzept bis zur 
dächtnissprechstunde 

Die Stadtteile Boy/Welheim und Leh
kuhle/Ebel waren Soziale­Stadt­Gebi
mit einem überdurchschnittlich hoh
Anteil an Bewohnerinnen und Bew
nern mit türkischstämmigem Migr
onshintergrund. Ein früher Partner 
Soziale­Stadt­Prozess war die Bottro
RAA (Regionale Arbeitsstelle zur F
derung von Kindern und Jugendlich
aus Zuwandererfamilien). Mit der A
weitung ihres Engagements über d
Schwerpunkt Bildung hinaus wurde 
2008 als Referat Migration zum Facha
und zur Stabsstelle beim Ersten Beigeo
neten der Stadt Bottrop. Zwischen 20
und 2012 erarbeitete das Referat Mig
tion mit 150 Akteuren aus Verwaltu
Politik und Stadtgesellschaft in mehrer
Arbeitsgruppen ein interkulturelles 
samtkonzept mit rund 180 Handlun
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Aus dem Bericht der Beauftragten der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration zur Lage der 
Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland (2010): 

■	  Migrantinnen und Migranten haben den gleichen Anspru
auf eine angemessene gesundheitliche Versorgung und 
Vorsorge wie die übrige Bevölkerung; 

■	  Voraussetzung hierfür ist die interkulturelle Öffnung der 
Einrichtungen des Gesundheitswesens, indem als zentral
Element Menschen mit Migrationshintergrund Zugang zu
Gesundheitsberufen erhalten; 

■	  die interkulturelle Öffnung soll den Abbau von Barrieren 
befördern und die Unterschiede in den Bedürfnissen und
Verhaltensweisen der Menschen für das medizinische un
pflegerische Personal sichtbar machen; 

■	  die Kenntnis der Quellen für Missverständnisse ermöglic
eine adäquate Behandlung und Versorgung; 

■	  eine nicht kultursensible Versorgung im Krankenhaus 
kann unerwünschte Folgen haben, z.B. Fehldiagnosen, 
unnötige Mehrfachuntersuchungen, Chronifizierungen, 
lange Liegezeiten, verfrühte Entlassungen und daraus 
resultierende Wiederaufnahmen nach Verschlechterung 
Gesundheitszustands. 
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empfehlungen, das im Dezember 2012 
vom Rat der Stadt verabschiedet wurde. 
Ein Handlungsfeld war hierbei das The­
ma Gesundheit, für das ein Arbeitskreis 
Gesundheit eingerichtet wurde. 

Auch die kommunale Gesundheitskon­
ferenz befasste sich 2011 mit dem Thema 
„Gesundheit und Migration“; in der Fol­
ge wurden beide Arbeitskreise ab 2012 
zu einem Arbeitskreis Gesundheit und 
Migration zusammengeführt ­ u.a. mit 
Vertretern der Stadt Bottrop, des Caritas­
verbandes, der ev. Kirchengemeinde, des 
Diakonischen Werks, aus Pflegeeinrich­
tungen, dem Knappschaftskrankenhaus, 
den großen Krankenkassen, mit dem 
Vorsitzenden des Bottroper Ärztevereins 
sowie den Einrichtungen der Wohlfahrts­
verbände. Schwerpunkte der Arbeit wa­
ren die Themen Diabetes und Demenz 
mit der Zielgruppe der älteren Menschen 
(aktuell wird eine Erweiterung auf die 
Gruppe der Kinder und Jugendlichen vor­
genommen). Neben der Aufbereitung des 
aktuellen Stands der Wissenschaft kommt 
den Sinus­Milieu®­Studien des vhw (für 
die migrantische und deutsche Bevölke­
rung) eine wichtige Rolle zu, um über die 
Vielfalt der Bottroper Bevölkerung in den 
einzelnen Quartieren begründete Aus­
sagen als Voraussetzung für ein entspre­
chendes Handeln treffen zu können. 

Im Rahmen von Soziale Stadt NRW bzw. 
mit Mitteln des Stärkungspaktes (Stufe 2) 
konnte die Stadt Bottrop zwei Stadtteil­
zentren (Ebel 27 bzw. Welheim 64) auf den 
Weg bringen. In Welheim 64 wurde 2013 
für die migrantischen Bewohner der ers­
te Diabetestag angeboten. Eine türkisch­
stämmige Diabetesberaterin informierte 
zum Thema. Mit den Pflegediensten und 
Krankenkassen konnten Einzelgespräche 
zur individuellen Beratung geführt und 
bei Bedarf direkt übersetzt werden. Ein 
Catering mit beliebten Speisen war mit 
einer Ernährungsampel ausgestattet, um 
das Gehörte unmittelbar „sichtbar“ zu 
machen. Rund 200 Personen nahmen an 
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dieser ersten Veranstaltung teil. Denn 
wichtiger Punkt war erfüllt, um auf 
zeptanz zu stoßen: Die Menschen konnt
sich in ihrer Muttersprache verständig
Dies wurde als Wertschätzung empf
den, aber vor allem konnte das anso
ten leicht entstehende Schamgefühl 
persönlich sehr nahegehenden Them
überwunden werden. Aufgrund der hoh
Akzeptanz wird dieses Angebot bis he
fortgeführt. In Welheim 64 finden zud
monatliche „Gedächtnissprechstund
statt – der Kontakt zu den Erwachsen
konnte über langjährigen Förderunt
richt für Kinder aufgebaut werden. 

Das Gesundheitsamt hat ferner mit s
ner mobilen Demenzberatung Kont
zu den DITIB­Moscheegemeinden a
genommen, um im Anschluss an 
Freitagsgebet zum Thema Demenz zu 
formieren. Ein Film mit Fallgeschicht
über pflegende Angehörige machte d
anwesenden Männern deutlich, wel
Verantwortung und Belastung auf d
Schultern ihrer weiblichen Familien
gehörigen ruht. 

Im Jahr 2016 hat der Arbeitskreis Gesu
heit und Migration eine Fortbildung 
interkulturellen Kompetenz im Gesu
heitswesen durchgeführt für Mensch
die in Gesundheitsberufen in der St
Bottrop tätig sind (z.  B. Krankenhäus
Wohlfahrtsverbände, Arztpraxen, 
sundheitsamt). Von den Teilnehmend
wurden eigene Vorurteile und Proble
die das Umgehen miteinander manch
erschweren, besprochen und der Wun
geäußert, mehr voneinander zu erfahr
um manche Verhaltensweisen besser v
stehen und einordnen zu können. 

Als dritter Baustein fand im Stadtteilz
trum Ebel 27 eine 18 Monate dauer
Qualifizierung von 12 meist türkis
stämmigen Frauen in den Bereich
„Praktische Altenhilfe“ und „Hauswi
schaft“ statt. Daran schloss sich ei
weitere Qualifizierungsmaßnahme 
Bereich „Fachkraft für Gesundheits- u
Sozialwesen“ an. Die Teilnehmerinn
waren entweder im Leistungsbezug 
Jobcenters oder hatten bisher noch 
keinen Zugang zum Arbeitsmarkt.  
wichtiger Aspekt der Qualifizierung
das eigene Erleben, über Fähigkeiten u
Stärken zu verfügen, die über den Bere
der familiären Sorge und Pflege hina
reichen. Einige konnten später in and
Ausbildungen bei den Trägern und P
gediensten weitervermittelt werden. D
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ses Angebot wurde später auch für ara­
bischsprachige Frauen eingerichtet. 
Die Maßnahme „Qualifizierung Nach­
barschaftshilfe“ des Gesundheitsamtes 
dient dem Schließen der Lücke zwischen 
der familiären und der professionellen 
Versorgungsstruktur. Das Altwerden der 
ersten Zuwanderergeneration der 1970er 
Jahre führt zu einer Mehrfachbelastung 
der Frauen der mittleren Generation, 
die neben den Kindern die Eltern bzw. 
Schwiegereltern betreuen und pflegen 
müssen. Kulturspezifische Aspekte ver­
hindern eine Inanspruchnahme von 
Unterstützungsangeboten, wohingegen 
Besuche von Nachbarn, zu denen über 
viele Jahre Kontakte bestehen, willkom­
men sind. Im Rahmen der Ausweitung 
der ehrenamtlichen Nachbarschaftshilfe 
werden zur Entlastung der überforder­
ten Angehörigen und zur Stabilisierung 
der häuslichen Situation vertrauensvol­
le Nachbarn kultursensibel geschult mit 
Blick auf die Betreuung Demenzerkrank­
ter. Eine finanzielle Motivation besteht 
in der Aufwandsentschädigung über das 
Betreuungsgeld der zuständigen Pflege­
kasse. 

Ergebnisse der Diskussion 

Themen der Zielgruppen 

Familien im Umbruch 
Ganz allgemein verändern sich die Struk­
turen innerhalb der Migrantenfamilien. 
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Unter anderem bedeutet dies häufig
nen doppelten Druck für die Kinder: 
sie wird die Erwartung gerichtet, in 
Schule erfolgreich zu sein und beruflic
den deutschen Mittelstand vorzudring
Bei vielen Familien sind ein deutlic
Ehrgeiz und eine hohe Erwartungs
tung seitens der Eltern zu sehen. Kultu
sollen die Kinder sich jedoch nicht ver
dern und im engen Familien­ und Ge
rationenverbund bleiben. Dieser Spa
ist für viele kaum zu bewältigen und 
zeugt einen hohen psychischen Dru
So kann es in diesen Fällen Aufgabe se
die Kinder vor dem Erwartungsdruck 
Eltern zu schützen. Zudem brauchen 
Kinder „Mentoren“ in der Mittelschic
in die sie hineinwachsen sollen, um s
dort orientieren zu können. 

Pflege im Alter – zunehmend auch 
Migrantinnen und Migranten 
Die Veränderung in der migrantisc
Sozialstruktur führt auch dazu, dass 
Gesundheits­ und Pflegeanbietern m
Angebote für muslimische Senioren v
gehalten werden müssen, weil die Pfl
in der Familie in Zukunft abnehmen wi
Es ist jedoch ein langer Atem notwen
weil die Menschen diese Angebote 
annehmen werden, wenn es sich ni
mehr umgehen lässt. Teilaspekte sind 
„kultursensible Altenpflege“ und „mä
liche Pflegekräfte“. Es gilt der Grunds
Männer pflegen Männer, Frauen pfle
Frauen; das ist vor allem bei der Pfl
demenzkranker Menschen wichtig – a
nicht nur bei Migranten. 

Hilfe anzunehmen ist schwer! Nicht 
für Zuwanderer. 
Erfahrungsgemäß reagieren die Grup
sehr unterschiedlich auf die Hilfsange
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te auch im Gesundheitsbereich: Von Sinti 
und Libanesen wird berichtet, dass sie 
oft große Schwierigkeiten haben, staat­
liche Hilfen anzunehmen. Eine wichtige 
Erkenntnis ist in diesem Zusammen­
hang: Hemmungen, die Hilfe eines staat­
lichen Systems in Anspruch zu nehmen, 
sind kein migrantisches, sondern ein 
milieuspezifisches Phänomen. Auch in 
bestimmten deutschen Milieus ist diese 
Haltung weit verbreitet. Daher muss je­
der Mensch in seinem individuellen Um­
feld betrachtet werden; eine rein kultu­
ralistische Betrachtung führt in die Irre, 
ein vollständiges Ausblenden kultureller 
Hintergründe ebenso. 

Gesundheitliche Störungen bei Kindern 
(mit Migrationshintergrund) nehmen 
zu. 
In Essen­Katernberg gibt es seit langen 
Jahren Erfahrungen mit der Sozialen 
Stadt, dennoch bewegt sich die Situation 
im Bereich der Kindergesundheit wei­
ter bergab. Motorische Störungen neh­
men zu, die Aufmerksamkeit der Kinder 
nimmt rapide ab. Es ist ein Anstieg bei 
Logo­ und Ergotherapien zu verzeichnen, 
wobei noch unklar ist, ob dies an einem 
erhöhten Bedarf oder einer besseren Auf­
klärung liegt. Aber auch die Daten der 
Schuleingangsuntersuchungen zeigen, 
dass sich die Situation nicht verbessert. 
Die anhaltende Fluktuation in der Bevöl­
kerung führt dazu, dass Wissen nicht auf­
gebaut wird, sondern immer wieder mit 
der Wissensvermittlung begonnen wer­
den muss. 

Besondere Krankheitsbilder und spezi­
fische Wege zum Umgang damit
Übergewicht bei Kindern, Sprachent­
wicklungsstörungen, Drogenproblema­
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tik, Internetkonsum, Migrantinnen un
Psychopharmaka, Informationsdefizit
und fehlender Zugang zum Gesundheit
system, Demenz, Diabetes und häuslich
Gewalt wurden als besonders dringlich
Arbeitsfelder im Arbeitskreis Migratio
und Gesundheit identifiziert. Ein häu
geres Auftreten dieser Erkrankungen fäl
zusammen mit fehlenden Informatione
über vorhandene Hilfeangebote, und 
werden zum Teil andere „Lösungsweg
entwickelt: 

■	  Demenz wird zum Beispiel als Aufg
be der Familie gesehen. Eine Übe
lastung der in der Regel pflegende
Frauen führt wiederum zu häufig
Erkrankung an Depression. Dies b
trifft vor allem Frauen in der mittl
ren „Sandwich“­Generation. (Them
des Films, der in Bottrop gezeigt wu
de, s. o .). 

■	  Eine besondere Aufgabe ist die ps
chologische Betreuung aufgrun
posttraumatischer Erlebnisse aus d
Fluchterfahrung. Autoaggression i
eine der auftretenden Folgen, die b
obachtet werden. 

■	  Für den Umgang mit Diabetes und di
Vermeidung von Übergewicht vor a
lem bei Kindern sind besondere Au
klärungsformate notwendig. 

Aktuere und Strukturen 

Zugehend und auf Vertrauen basierend
Im Kontext „Akteure und Strukture
wurden unterschiedliche Facetten a
gesprochen. Alle haben jedoch eines g
meinsam: vorhandene oder neue Stru
turen für eine bessere gesundheitlich
Versorgung von Menschen (mit Migr
tionshintergrund) funktionieren n
dann, wenn sie sich auf die Menschen z
bewegen. Denn die Hürden, Ängste od
einfach das fehlende Wissen verhinder
dass die Menschen aktiv zu den Angeb
ten kommen. Zum Selbstverständnis vo
Regelsystemen gehört es jedoch nic
immer, sich über individuelle Zugang
schwierigkeiten der Betroffenen bzw. di
persönliche Voraussetzung z.  B. von G
flüchteten Gedanken zu machen. Häufi
ist die Haltung anzutreffen: Es gibt doc
für alle Angebote, die Leute müssen n
kommen. (Chancengleichheit statt Cha
cengerechtigkeit, siehe Beitrag Prof. B
zay). Zwar öffnen sich die Systeme nac
und nach für Migranten und umgekehr
aber dies gelingt nicht automatisch i
benachteiligten Quartieren. Mobilität
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barrieren verhindern oft die Teilnahme 
an Angeboten, die außerhalb des eigenen 
vertrauten Quartiers stattfinden. 

Des Weiteren wurde festgehalten: Es geht 
nur über Vertrauen und man braucht die 
Türöffner – aus dem eigenen Netzwerk 
oder über die eigene Sprache. Dazu gehört 
die Erkenntnis, dass man als Quartiers­
manager nicht alles weiß und kann, son­
dern dass man – wie in Minden – schon 
sehr früh Kollegen aus anderen ethni­
schen Gruppen dazu holt, die wichtiges 
Wissen mitbringen. Man braucht gerade 
in dieser Arbeit Menschen, die vor Ort le­
ben und mit den Menschen und ihren Le­
bensumständen vertraut sind. Nun kom­
men durch die persönliche Einladung in 
der eigenen Sprache mehr Eltern aus Zu­
wandererfamilien zum Elternsprechtag. 
Das Quartiersmanagement versteht sich 
hier nicht als Profi für alle Lebenslagen, 
sondern als Netzwerker, der Türöffner in 
die einzelnen Gruppen hineinfindet. 

In Essen gibt es ein gut funktionierendes 
Netzwerk für frühe Hilfen, z. B. Babybe­
suchsdienste mit Hebammen. Außerdem 
findet Kitasozialarbeit durch einen Fami­
liencoach statt, der Eltern frühzeitig an­
spricht. Babysprechstunden werden auch 
in Dorsten gut angenommen. Wichtig ist 
hierbei die Begriffswahl „Babysprech­
stunde, frühe Hilfe, Familiencoach“. Die 
Angebote dürfen nicht unter dem Begriff 
„Jugendamt“ laufen, da dieses als staatli­
che Institution Ängste schürt. Wenn die 
Kontakte einmal aufgebaut sind, ist dies 
eine gute Basis, um weitergehende Infor­
mationen, z. B. zu Alphabetisierungskur­
sen, Sprachförderung etc. zu vermitteln. 

Handlungsgrundlage: Daten und ge­
meinsame Einschätzung durch Akteure 
Die Ergebnisse der Schuleingangsunter­
suchungen (SEU) bieten einen hilfrei­
chen Andockpunkt, wenn es um die Ab­
schätzung der Bedarfslage geht. In Essen 
werden die Daten über das Gesundheits­
amt in einen Arbeitskreis Kindergesund­
heit eingebracht. Problematischer wird 
es in kreisangehörigen Städten, bei denen 
die SEU auf Kreisebene erfolgt. Die Daten 
können dort zum Teil nicht bereitgestellt 
werden (vgl. auch Schlussfolgerungen). 

Gezielt in die Lücken gehen. Zum Bei­
spiel in Dorsten. 
Dort wo es keine Strukturen gibt, schaffen 
die Städte und Akteure selbst welche: In 
Dorsten werden über das Bildungs­ und 
Teilhabepaket Sportvereine in die Schu­

25 



 

 

 

 

  

len gebracht, um dort Angebote für d
Kinder zu machen, die keinen OGS­Pla
bekommen. Denn dafür müssten die 
tern berufstätig sein… 

Netzwerke weiten den Blick. Zum B
spiel in Essen. 
In Essen Katernberg wurde ein Arbei
kreis Kindergesundheit eingerichtet. Pa
ner des Quartiersmanagements sind Th
rapeuten, Kitas, Kinderärzte, Jugenda
und Jugendhilfeträger. Doch auch die
Arbeit ist nur nachhaltig, wenn auch d
Eltern mitgenommen werden.  Schul
im Stadtteil haben das Thema Gesundh
selbst auf die Tagesordnung gesetzt. 
vier Grundschulen konnte z.B. ein Ang
bot in Zusammenarbeit mit einer Erg
therapeutin geschaffen werden, die d
Kinder im ersten Schuljahr begleitet. 

Konzepte und Strategien 

Welche Wege gibt es, Menschen 
Migrationshintergrund in die gesundhe
liche Versorgung und Prävention zu int
grieren? 

Sport als Zugang. Zum Beispiel in … 
… Ahlen. Dort ist die Ansprache v
Frauen mit Migrationshintergrund üb
kleinteilige Sportangebote gelungen. 
einem „Sportpass“ konnte man bei jede
Angebot einen Stempel sammeln und 
unverbindlich verschiedene Sportart
kennenlernen, Kontakt zu anderen Fra
en aufbauen und über die Quartiersgre
zen hinausgehen. 

… Minden. Hier sorgt ein ehemalig
Boxer dafür, dass Frauen (mit und oh
Migrationshintergrund gemeinsam) si
trauen, Sport zu treiben. Als Türsteh
sorgt er dafür, dass die Frauen sich u
beobachtet und sicher fühlen. Mit eine
arabischsprachigen Kollegen wurde e
Sportverein gegründet und eine Fußba
mannschaft ausschließlich aus geflücht
ten jungen Männern aufgestellt. 

Es ist (beinahe) gleich, worum es ge
Sprache und Sprechen sind wichti
Schlüssel. 
In den Quartieren braucht man Integr
tionsmanager mit anderem sprachlich
und ethnischen Hintergrund. Dabei ge
es auch darum, dass gesprochen wir
Schreiben reicht nicht. Die Menschen b
nötigen die persönliche Ansprache in d
Herkunftssprache, denn wichtige Din
werden persönlich besprochen. Dies ge

mit 
it­
e­

ie 
tz 

El­

ei­

ts­
rt­
e­

mt 
se 
ie 

en 
eit 
An 
e­
o­
ie 

on 
er 
In 
m 
so 
en 
u­
n­

er 
ne 
ch 
er 
n­
m 
in 
ll­
e­

ht: 
ge 

a­
en 
ht 

d ­
e­
er 
ge 
ht 

nur mit einer individuellen und hand­
lungsorientierten Arbeitsweise. Wiede­
rum in Minden wurden u. a. ein Syrer 
und ein Afghane eingestellt, die verschie­
dene Sprachen mitbringen. Libanesische 
Frauen (mit und ohne Kopftuch) verstär­
ken das Team und sprechen Frauen an, 
u. a. zu Frauengesundheitsthemen. Oder 
sie gehen ins Elterncafé, um hier mit den 
Müttern ins Gespräch zu kommen. Die 
Erfahrung zeigt: dieselben Inhalte wer­
den anders akzeptiert, wenn sie in der 
eigenen Sprache und mündlich transpor­
tiert werden, als wenn sie in einem Brief 
in deutscher Sprache angebracht werden. 

Der öffentliche Raum ist da. Umsonst 
und draußen. 
Wie kann man im öffentlichen Raum Ge­
sundheit fördern. Gerade Migrantinnen 
und Migranten nutzen den Freiraum au­
ßerhalb der Wohnungen viel stärker, als 
die Deutschen. Lässt sich das für Gesund­
heits­ und Bewegungsförderung nutzen? 
Bewegungsförderung kann und sollte im 
öffentlichen Raum ansetzen. Die Aufga­
be lautet, den „deutschen geschlossenen 
Raum“ in einen offenen Raum umzu­
wandeln. Auch hierfür ist zunächst eine 
Milieuanalyse notwendig: Wer lebt hier? 
Was kann man hier machen? Was ist für 
euch ein öffentlicher Raum? 

Und wenn es dann an die Konzepte geht: 
Wer definiert eigentlich „bewegungs­
freundlich“?  Und inwieweit werden Be­
schlüsse für Neubausiedlungen über­
prüft, ob sie bewegungsfreundlich sind? 
Es gibt gute Erfahrungen (u.a. in Reck­
linghausen) mit mobilen Bewegungs­ und 
Spielangeboten für Kinder. Aber sie brau­
chen auch Orte, wie z.B. Bolzplätze und 
nicht­strukturierte Räume, in denen sie 
sich frei bewegen können. 

Ressourcen 

Generell ist zu klären, in welchem Rah­
men man sich bewegt: Wo bestimmen 
unbeeinflussbare rechtliche, politische 
oder sozioökonomische Rahmenbedin­
gungen den Handlungsspielraum? In die­
sem Kontext sind die eigenen Spielräume 
auszuloten. 

Ein Problem ist aktuell die Fülle an För­
derprogrammen: 
1.	 Für umfangreichere Anträge (z. B. 

BAMF oder EU­Förderung) wird eine 
fundierte Analyse mit entsprechen­
den Daten erwartet. Dies stellt krei­
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sangehörige kleinere Kommun
schnell vor ein Problem: Die Pers
nalkapazitäten reichen nicht, die D
ten können vom Kreis nicht bereitg
stellt werden. In einigen Fällen h
das Kommunale Integrationszentru
auf Kreisebene hier gut unterstüt
aber dies gelingt nicht immer. 

2.	  Wenn die Fördermittel bewilligt sin
folgt das Problem mit der Ums
zung: Benötigt wird Personal – d
oftmals fehlt. Die Kommunen si
gezwungen Prioritäten zu setze
Was ist wichtiger? Neue Program
einzuwerben oder die Akteure i
bestehenden Rahmen zu vernetz
und Fördermittel bewusst nicht abz
rufen, obwohl sie für die Arbeit dri
gend notwendig wären? 

3.	  Der administrative Aufwand und d
inhaltliche Gewinn stehen derzeit 
keinem Verhältnis. Es ist dringe
notwendig, Stellen zur Umsetzu
der Arbeit im Kontext von Förderpr
grammen zu schaffen, um weiterh
handlungsfähig zu bleiben, um d
Belastung der zuständigen Mitarb
ter zu begrenzen. 

Krankenkasse als Finanzier. Auf d
Basis des Präventionsgesetzes unterst
zen einzelne Krankenkassen stadtte
bezogene Präventionsprojekte. Jedo
gehen hier nicht alle Kassen gleicherm
ßen mit und es gelingt auch nicht in 
len Stadtteilen gleich gut. Deshalb wä
eine gemeinsame Initiative der Sozi
le­Stadt­Kommunen wünschenswert, u
die Unterstützung gesundheitsbezogen
Maßnahmen durch die Krankenkass
stärker zu vereinheitlichen. Dies gilt i
besondere für den Bereich der Pfle
in dem die interkulturelle Kompete
immer wichtiger wird. Dies gelingt u.
in Bottrop, wo die meisten türkisch
Migranten durch die Bergbauzugehöri
keit Mitglied der Knappschaftskasse sin
weshalb die Kasse einen direkten Bez
zum Thema hat. Dazu hilft es, die Zahl
der Bevölkerungsentwicklung z.  B. in 
nem regelmäßigen Integrationsberic
transparent zu machen. So wird zum B
spiel sichtbar, dass das Thema Deme
demnächst bei Migranten virulent wird

Thema Integrationslotsen und D
metscher. Die Quartiere brauchen fes
(sozialversicherungspflichtige) Stell
für Integrationslotsen. Außerdem 
die Anerkennung der meist ehrena
lichen Dolmetscher dringend notwe
dig. Ehrenamtlichkeit ist an dieser Stel
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schwierig, weil die Tätigkeit dann als so­
ziale Rolle aus der persönlichen Autorität 
heraus wahrgenommen wird, die ihnen 
permanent abverlangt wird. Ein Rückzug 
ist kaum möglich und das Engagement 
endet häufig in persönlicher Ausbeutung. 
Die Professionalisierung ist auch deshalb 
wichtig, weil die Menschen viel erfahren, 
was sie emotional mitnimmt. Für diese 
Aufgaben sind Wertschätzung und Aner­
kennung aus dem System wichtig: Eine 
gute Arbeitsplatzausstattung, gleiche Be­
zahlung und die Einordnung in bestehen­
de Gehaltsstufen. 

Thema Qualifizierung von Flüchtlingen. 
Die Qualifizierungsmaßnahmen selbst 
sind über Programme (z. B. BIWAQ) noch 
finanzierbar, aber im Anschluss gibt es 
kein Geld, um einen der Qualifikation 
entsprechenden Arbeitsplatz zu finanzie­
ren. Diese Perspektivlosigkeit ist sowohl 
für die Ausbilder als auch für die Auszu­
bildenden wenig motivationsfördernd. 

Schlussfolgerungen 

Notwendig ist ein interkulturelles Ge­
samtkonzept. Dafür müssen folgende 
Punkte bearbeitet werden: 
1.	 Die Akteure regelsystemübergreifend 

mit ihrem jeweiligen Wissen zusam­
menbringen. 

2.	 Quartiersbezogene Datenerhebung: 
Wer wohnt in diesem Quartier? Wel­
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che Migranten wohnen in dem Qu
tier und welchen Milieus gehören 
an? („In welche Dörfer zerfällt unse
Stadt?“) Regelmäßige Berichterst
tung 

3.	  Theoretische Grundlagen erarbeite
4.	  Quartiere definieren und Milie

identifizieren 
5.	  Entwicklung eines passgenauen A

gebotes und Umsetzung des Konze
tes 

6.	  Identifizierung weiterer Partner
Vernetzungen 

7.	  Evaluation und Reflektion: Waru
funktionieren die bisherigen Ange
te nicht? Was kann ich ändern? Ka
z.  B. die Krankenkasse Angebote v
Ort machen, anstatt zu erwarte
dass die Menschen zu den Kass
kommen? 

Gute Präventionsarbeit braucht 
■	  frühe Hilfen (Infos zu gesundheit

chem Bildungssystem), 
■	  Hebammen als Vertrauensperson

(Jugendamt wird als Ordnungsa
wahrgenommen), 

■	  Integrationslotsen als Brückenbau
■	  ein gut vernetztes und strategisch u

terstützendes Kommunales Integra
onszentrum (KI). 

ar­ Dringend gesucht: Starke Kreise als 
Partner der Städte. 
■	  Die Schwierigkeiten im Zusammen­

spiel zwischen der Kreisebene und 
den kreisangehörigen Städten wur­
den vermehrt angesprochen. Darun­
ter leidet auch die Einbindung des KI 
in die Arbeit der Städte. 

■	  Die Ressourcen in den Kreisen müss­
ten gestärkt werden, insbesondere im 
statistischen Bereich, da Handlungs­ 
und Förderbedarfe vermehrt mit Da­
ten belegt werden müssen. Die Städte 
brauchen eine solide Grundlage – für 
die erfolgreiche Antragstellung und 
die passgenaue Entwicklung von An­
geboten. 

■	  Hilfreich ist eine Kooperation mit 
den Gesundheitsämtern auf Kreis­
ebene und eine bessere Vernetzung 
von KI und Bildungsbüro. 

■	  Insbesondere hinsichtlich der Daten  
aus den Schuleingangsuntersuchun­
gen wird eine verbesserte Zusam­
menarbeit mit den kreisangehörigen  
Städten gefordert. Die Daten müssen  
kleinteilig erfasst und bereitgestellt  
werden. Kreisangehörige Städte sind  
in dieser Beziehung gegenüber den  
kreisfreien Städten im Nachteil – auch  
im Wettbewerb um Fördermittel. 
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